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F or u m Pazi fi s mus(Red.) In F or u m Pazi fi s mus 15 (III/2 0 07) hat-
ten wir unter der Überschrift »Ein gravieren-
der Widerspruch − Kriegsdienstverweige-
rung aus Gewissensgründen und Menschen-
recht auf Kriegsdienstverweigerung« einen
ausführlichen Aufsatz des hessischen DFG-
VK-Geschäftsführers Gernot Lennert veröf-
fentlicht. Die darin vertretene Position führ-
te im November 2 0 07 auch zu einer Diskussi-
on bei der Mitgliederversammlung der Zent-
ralstelle für Recht und Schutz der Kriegs-
dienstverweigerer aus Gewissensgründen,
der gemeinsamen Einrichtung von 2 6 Orga-
nisationen, darunter mit dem Versöhnungs-
bund und der DFG-VK auch zwei Herausgeber
dieser Zeitschrift. Gernot Lennert war als Re-
ferent zu der Mitgliederversammlung einge-
laden worden, und die Internationale der
Kriegsdienstgegner/innen (IDK) stellte den
Antrag, aus dem Namen die Passage »aus Ge-
wissensgründen« zu streichen. Der auf dieser
Versammlung neu gewählte Vorsitzende der
Zentralstelle KDV, Dr. Werner Glenewinkel,
ist deutlich gegen diesen Antrag und den von
Gernot Lennert behaupteten Unterschied
zwischen der KDV aus Gewissensgründen
und dem Menschenrecht auf KDV. In der ak-
tuellen Ausgabe der DFG-VK-Mitgliederzeit-
schrift »ZivilCourage« wurde ein ausführli-
ches Interview mit Werner Glenewinkel ver-
öffentlicht, in dem es auch um diese Grund-
satzfrage ging. Wir dokumentieren die ent-
sprechenden Passagenaus dem »ZivilCoura-
ge«-Interview (das vollständige In terview ist
nachzulesen a ufder In ternet-Ho mepage der Zen t-
ralstelle KDV un ter www. zen tralstelle-kdv. de/
z.php?ID =294) . D aran anschließend veröffent-
lichten wir einen Leserbrief vonJürgen Rose,
der sich kritisch mit Gernot Lennerts Ausatz
auseinandersetzt.

schäftsführer Gerno t Lennert in einem A rtikel in
der Zeitschrift »Forum Pazifism us«form uliert ha t,
das einen erheblichen Un tersch ied zwischen der
»KDV a us Gewissensgründen« und einem un iver-
salen »Menschenrech t a ufKDV« sieh t. Wie ist deine
Positio n zu diesem A n trag?

Werner Glenewinkel: Zur formalen Seite : Die
Zentralstelle KDV ist ein Verein mit b estimmten Re-
geln, was die Veränderung de s Namens und der S at-
zung angeht. Insofern mu ss geklärt werden, ob die
Voraussetzungen vorliegen bzw. wie die se zu schaf-
fen wären . Zur inhaltlichen Seite : Ich kann der The-
se von Gernot Lennert, die den Hintergrund de s
Antrages der IDK B erlin (Internationale der Kriegs-
dienstgegner/innen) bildet, dass es einen Wider-
spruch zwischen der KDV aus Gewissensgründen
und einem Menschenrecht auf KDV gäb e , nicht fol-
gen . Für mich ist das kein Widerspruch, weil das
Grundrecht KDV au s Gewissensgründen ein Men-
schenrecht ist.

Der Un tersch ied liegt wohl darin: KDV a us Gewis-
sensgründen beinhaltet die Einschränkung, dass
n ur der-jen ige, der Gewissensgründe geltend ma-
chen kann, die A nerkenn ung erhält. Die En tschei-
dungsmach t wird also vo n der Perso n a uf den
Staa t verlagert. Militärdienstpflich t als Normalfall
− KDV als A usnahme.

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der
Vereinten Nationen vom 1 0 . D ezemb er 1 9 4 8 stellt
in ihrem Artikel 1 fe st, dass alle Menschen »mit Ver-
nunft und Gewissen b egabt« sind . Für mich ist das
Anerkennen eine s Gewissens eine Konkretisie-
rung und Verwirklichung menschlicher Würde .
D as Gewissen, mit dem j eder Mensch »b egabt« ist,
wird zu der Instanz, die mich als Individuum unver-
wechselb ar macht und mir die Chance auf meine
ureigene Selb stbe stimmung gibt. Jede und j eder
hat die se letzte innere Instanz, vor der sie und er
verantwortlich sind . Die Entscheidungsmacht
bleibt bei mir. Wenn j eder Wehrpflichtige - ich ma-
che mal ein Gedankenspiel - von seiner individuel-
len Entscheidungsmacht Gebrauch machte und
sich gegen den Kriegsdienst entscheiden würde ,
dann liefe die Wehrpflicht faktisch ins Leere .

Die BRD überprüft aber Gewissen!

Ja, und das ist ab surd . Eine Gewissensentschei-
dung ist nicht überprüfb ar. Auch wenn das Verfas-

KDV − aus Gewissensgründen
oder als Menschenrecht?
Interview mit Werner Glenewinkel,
dem Vorsitzenden der Zentralstelle KDV

Die Übernah me deiner A ufga be als Vorsitzender
begann m it einer Diskussio n über das Selbstver-
ständn is der Zen tralstelle KDV. Bei dieser Mitglie-
derversa mmlung gab es den A n trag, den Namens-
teil »a us Gewissensgründen« zu streichen. Hin ter-

grund ist ein Verständn is vo n Kriegsdienstverwei-
gerung, wie es z. B. der hessische DFG- VK-Landesge-
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sungsgericht das leider gebilligt hat, so ergibt sich
ein Gewissensprüfungsverfahren aus Artikel 4 Ab-
satz 3 Grundge setz keine swegs zwingend . Einzig
richtig ist aus meiner Sicht: Jeder entscheidet
selb st, ob er eine Gewissensentscheidung getrof-
fen hat o der nicht. Wenn er eine getroffen hat und
die se mitteilt, dann hat der Staat dies zu akzeptie-
ren .

L iegt die Gefahr n ich t sehr nahe, dass es immense
Sch wierigkeiten gibt, wenn man m it der Ka tegorie
Gewissen argumen tiert: Der Staa t un terhält Mili-
tär und zwingt Menschen, dabei m itzumachen.
Wer sich dem un ter Berufung a uf sein Gewissen
verweigert, ist nachweispflich tig, dass diese Ver-
weigerung wirklich a us Gewissensgründen er-

folgt.

D as Grundge setz billigt in zwei konkreten Fällen
Menschen eine selb stbe stimmte Gewissensent-
scheidung zu . In Artikel 4 Ab satz 3 den Kriegs-
dienstverweigerern, in Artikel 3 8 den Abgeordne-
ten de s Bundestage s, die »an Aufträge und Weisun-
gen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen un-
terworfen« sind . Die Verfassung geht mit den von
dir angedeuteten Schwierigkeiten der Nachweis-
pflicht auf unterschiedliche Weise um . D er Kriegs-
dienstverweigerer muss seine Entscheidung nach-
weisen . Die des Abgeordneten wird selb stverständ-
lich und völlig ungeprüft akzeptiert. E s reicht,
wenn ein Parlamentarier beispielsweise erklärt, er
könne aus Gewissensgründen einer Militärinter-
vention wie in Afghanistan nicht zustimmen . Kon-
sequenzen aus Gründen der Parteiraison und der
Fraktionsdisziplin lassen wir mal außer Acht.

Dein Hinweis a uf die Gewissensfreiheit der A bge-
ordneten beschreibt ein Verständn is, wie es wün-
schenswert wäre. DerBlick in die Gesch ich te - a uch
und gerade der Zen tralstelle KDV- zeigt aber, dass
es 50Jahre zähen Kampfes und heftigerA useinan-
dersetzung bedurfte, bis wir endlich ein rela tiv li-
berales Verfahrenfür die staa tliche KDV-A nerken-
n ung ha tten. Der Preis waren Ta usende n ich t an-
erkann ter Verweigerer - du bist selbst einer vo n ih-
nen -, viele sind daran zerbrochen, und ein ige sa-
hen für sich n ur noch den Suizid als A usweg. Die
Gesellschaft insgesa m t ha t also einen sehr h ohen
Preis dafür bezahlt, dass der Staa t m it diesem
Grundrech t n ich t liberal umgegangen ist.

In der Tat hab en der Einzelne und die Ge sellschaft
einen hohen Preis b ezahlt. Bis heute - Stichwort
Wehrgerechtigkeit - erleb en wir den Unterschied
zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Dies zeigt,
wie wichtig eine solche Einrichtung wie die Zent-
ralstelle KDV ist. Ohne sie wäre die Zahl der persön-
lichen Schicksale gewiss no ch sehr viel größer ge-
wesen .

Zurück zum Un tersch ied zwischen der KDV a us
Gewissensgründen und der KDV als Menschen-
rech t: Individualisiert n ich t die Gewissenska tego-
rie die Frage vo n Krieg und Frieden und n imm t
der Kriegsdienstverweigerung die politische Di-
mensio n ?

Ich halte diesen Gegensatz für auflö sb ar. Die indivi-
duelle Gewissensentscheidung und die politische
Dimension stehen in einer Wechselwirkung zuei-
nander. D as eine geht nicht ohne das andere . Ich
plädiere für ein Sowohl-als-auch anstatt eine s Ent-
weder-o der. Die individuelle Gewissensentschei-
dung de s Maj or Pfaff hat zu einem b edeutsamen Ur-
teil de s Bunde sverwaltungsgerichts geführt, das
die politische Dimension von Krieg und Frieden
sehr deutlich werden lässt und konkrete Auswir-
kungen hat.

PazifistInnen und A n tim ilitaristInnen argumen-
tieren − z. B. in der Grundsa tzerklärung der War
Resisters ´ In terna tio nal (WIR) -, dass Krieg ein
Verbrechen ist und deshalb n ich t sein darf; a uch
die Vorbereitung des Krieges ist Unrech t, weshalb
Militär abgeschafft werden m uss. Das geh t über
die Ebene des rein Individuellen h ina us: Als Pazi-

fist und Kriegsdienstverweigerer habe ich na tür-
lich eine Gewissensen tscheidungfür m ich persö n-
lich getroffen, gleichzeitig will ich aber grundsä tz-
lich n ich t, dass irgendein anderer gezwungen
wird, Solda t zu werden, tö ten zu lernen und das
dann zu praktizieren.

B ezüglich einer Wechselwirkung zwischen den in-
dividuellen Entscheidungen und den strukturellen
Rahmenb edingungen gibt e s wohl keine Differenz
zwischen uns . Du b etonst die häufig zu erlebende
Ohnmacht de s Einzelnen gegenüb er üb ermächtig
erscheinenden Strukturen und b eleb st die Sehn-
sucht nach einer Welt ohne Krieg. Ich glaub e , dass
die Gewissensfreiheit im Allgemeinen den Weg für
zivilgesellschaftliche s Engagement und damit auch
für Veränderungen im größeren, üb erindividuel-
len Rahmen eröffnet.

Die WRI-Grundsa tzerklärung besagt, dass der
Krieg ein Verbrechen ist und ich alles tun m uss, da-
gegen anzugehen.

Diese Erklärung teile und unterstütze ich . Gleich-
wohl gibt e s , wenn man in den Kategorien des de-
mokratischen Rechtsstaats denkt, Situationen, in
denen Entscheidungen rechtmäßig und gültig zu-
stande gekommen sind , auch wenn sie mir nicht
p assen . An der Verfassungsmäßigkeit der Entschei-
dung für die Bunde swehr gibt e s für mich keinen
Zweifel . Ich unternehme zwar alles , dass wir uns in
einer anderen Weise entscheiden, ab er so lange
muss ich die Entscheidung für Militär wohl hinneh-
men . Und damit übrigens auch, dass die KDV au s
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Gewissensgründen in gewisser Weise ein Ausnah-
merecht ist. Im Grundge setz von 1 949 war übri-
gens von Militär no ch keine Rede , und es gab j a bis
1 9 5 5 auch kein bundesdeutsches Militär. Ich wür-
de mir sehr wünschen, dass wir diesen Zustand
wieder herstellen .

Die WRI-Grundsa tzerklärung ist in terna tio nal
und un iversell gültig, unabhängig da vo n, o b es in
der Bundesrepublik den A rtikel 4 A bsa tz 3 Grund-
gesetzgibt. Ich wäre doch injeder Situa tio n Kriegs-
dienstverweigerer und würde den Militärdienst-
zwang als Teil der Kriegsvorbereitung ableh nen.
Müssten wir a ber n ich t wegen der un iversellen
Gültigkeit der pazifistischen Grundüberzeugung
una bhängig vo n individuellen Gewissensen t-
scheidungen für ein Menschenrech t a uf Kriegs-
dienstverweigerung ein treten ?

Die se Haltung finde ich naiv im guten Sinne des
Worte s - unb efangen, offen, ohne Hintergedanken,
nicht diplomatisch . Ab er sie ist aus meiner Sicht
eb en auch nicht realistisch . Menschenrechte sind
nur dann etwas wert, wenn sie in ein rechtsstaatli-
che s , üb erprüfb ares Verfahren eingeb ettet sind . E s
nützt gar nichts, ein Menschenrecht auf KDV aufzu-
schreib en, wenn es in der Realität keinen Anknüp-
fungspunkt gibt. Alle B etroffenen in Staaten, in de-
nen e s kein o der ein sehr be schränkte s Recht auf
KDV gibt, werden das schmerzlich b e stätigen kön-
nen . Insofern ist der Artikel 4 Ab satz 3 Grundge setz
sehr viel wert, b ei aller Kritik und allem Schwieri-
gen .

Auch wenn du das als na iv bezeich nen magst: Als
Pazifist ha be ich zwar keine Mach t, den Staa t zu
einem Verzich t a ufMilitär und Krieg zu zwingen.
Ich kann aber eine En tscheidung darüber treffen,
was gu t und böse, was rich tig undfalsch ist, und
den Staa t ins Unrech t setzen. Er ha t n ich t Rech t da-
m it, wenn er Waffen exportiert, wenn er Militär
a ufstellt, es an den Hindukusch sch ickt und dort
Krieg führt - das ist Unrech t, una bhängig da vo n,
wie die Mehrheitsverhältn isse sind und o b die En t-

scheidungen darüber parla men tarisch korrekt
zustande geko m men sind.

Ja, das ist moralisch für mich unb estreitb ar. Realpo-
litisch lässt sich von der Menschenrechtserklärung
1 9 4 8 bis zur Verab schiedung der EU-Charta 2 0 07
ein zwar im Schneckentempo b egangener, ab er b e-
deutsamer Weg erkennen . Nun ist zumindest in-
nerhalb der Europ äischen Union das Recht auf Ver-
weigerung des Militärdienste s au s Gewissengrün-
den verbindlich geregelt. Eine Gewissensentschei-
dung ist auch eine große Kraft, die innerhalb de s
staatlichen Gemeinwesens »ansteckend« wirken
und politische Verhältnisse verändern kann, indem
sie zu persönlichem Gewaltverzicht ermutigt und
so ziviler Konfliktb earb eitung eine personelle B a-
sis gibt. Vielleicht sogar im Sinne von Jo Leinen, der
als Vorsitzender de s Verfassungsausschu sse s de s
Europ ap arlaments ge äußert hat, dass die Gewis-
sensfreiheit eine nicht zu unterschätzende Form
demokratischer Mitwirkung eröffnen kann und da-
mit den Aufb au nicht-militärischer Alternativen b e-
fördert.

L iegt der Un tersch ied zwischen den beiden Positio-
nen »KDV a us Gewissensgründen« und »KDV als
Menschenrech t« letztlich darin, o b man sich posi-
tiv a uf den Staa t bezieh t oder n ich t?

Mit der Verab schiedung der EU-Grundrechte-Char-
ta ist das Recht der KDV als B estandteil der Gewis-
sensfreiheit verbindlich kodifiziert. Somit redu-
ziert sich der von dir aufgezeigte Unterschied
schon erheblich . Ab er in der Tat: Grundrechte sind
Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat. D er hat
das Gewaltmonopol, nur er ist Inhab er legitimer
Gewalt, was in der Regel b ei der Polizei auch ohne
weiteres akzeptiert wird . D as b edeutet, dass der
Staat auch unter Ausübung körperlicher Gewalt
die Einhaltung seiner Gesetze erzwingen kann, wie
j eder Totalverweigerer bitter erfahren hat. Aber
dieses Grundgerüst staatlicher Architektur, ge-
nannt demokratischer Rechtsstaat, darf meine s Er-
achtens nicht in Frage gestellt werden .

Leserbrief

F or u m Pazi fi s mus

D a ich mich derzeit intensiv mit der Thematik »An-
griffskriegsverweigerer« b efasse , habe ich mit gro-
ßem Intere sse den B eitrag von Gernot Lennert im

F or u m Pazi fi s mus 1 5 gele sen . D er Text ist aus
meiner Sicht durchau s sehr kenntnisreich ge-
schrieb en, krankt ab er im Kern daran, dass zwar ei-
nerseits sehr umfangreiche Kritik am Konzept der
KDV au s Gewissensgründen geübt, aber anderer-
seits an keiner einzigen Stelle b egründet wird , wa-
rum KDV ein allgemeines Menschenrecht sein soll-
te − die s wird einfach po stuliert und unb ewie sen

für die ge samte Argumentationsführung vorau sge-
setzt.

Meines Erachtens hätte es schon viel gebracht,
wenn Lennert sich intensiver mit der Urteilsb e-
gründung de s 2 . Wehrdienstsenates vom 2 1 . Juni
2 0 0 5 au seinandergesetzt hätte , die ihm, da er sie zi-
tiert, vorgelegen hat. D arin wird nämlich ausführ-
lich auf die Gewissensproblematik eingegangen .
D er springende Punkt einer solchen B etrachtung
liegt meine s Erachtens darin, dass der 2 . Weh-
dienstsenat mit seinem Urteil exakt j ene selektive
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